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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Dr. h. c. Toussaint, Dr. Lohmar, Dorn 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen zur Förderung des deutschen Films 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Filmförderungsanstalt 

(1) Zur Förderung des deutschen Films wird 
eine bundesunmittelbare rechtsfähige Anstalt des 
öffentlichen Rechts mit dem Namen „Filmförde- 
rungsanstalt" errichtet. Die Anstalt gilt mit Inkraft- 
treten des Gesetzes als entstanden. 

(2) Der Sitz der Anstalt wird vom Verwaltungs- 
rat bestimmt. 

§ 2 

Aufgaben der Anstalt 

(1) Die Anstalt hat die Aufgabe, 

1. die Qualität des deutschen Films auf brei- 
ter Grundlage zu steigern und insbeson- 
dere den guten Unterhaltungsfilm zu för- 
dern. Die vom Deutschen Bundestag jähr- 
lich zur Verfügung gestellten Haushalts- 
mittel für Qualitätsauszeichnungen im 
Bereich des Films (Deutscher Filmpreis, 
Spielfilmprämien, Kulturfilmprämien, Ku- 
ratorium „Junger Deutscher Film") sollen 
eine sinnvolle Ergänzung bilden; 

2. internationale Gemeinschaftsproduktionen 
unter maßgeblicher Beteiligung deutscher 
Filmhersteller zu unterstützen und die 
Harmonisierung der Maßnahmen inner- 
halb der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (EWG) auf dem Gebiete des Films 


im Sinne gleicher Wettbewerbsvorausset- 
zungen anzustreben; 

3. die Belange der Filmwirtschaft wahrzu- 
nehmen und die Zusammenarbeit zwischen 
Film und Fernsehen zu pflegen; 

4. für die Verbreitung und marktgerechte 
Auswertung der geförderten Filme im In- 
und Ausland zu sorgen. 

(2) Die Anstalt gewährt zu diesem Zwecke För- 
derungsmittel, 

1. deutschen Fimproduzenten zur Herstel- 
lung von förderungswürdigen deutschen 
Filmen; 

2. deutschen Filmtheaterbesitzern zur tech- 
nischen Erneuerung ihrer Filmtheater; 

3. Einrichtungen der Filmwirtschaft zu Zwek- 
ken der Werbung für den deutschen Film 
im In- und Ausland. 

(3) Die Anstalt erwirbt die Fernsehlizenzrechte 
für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und 
des Landes Berlin aller nach diesem Gesetz geför- 
derten Spielfilme zum möglichen Verkauf an die 
deutschen Rundfunk- und Fernsehanstalten unter 
Berücksichtigung und sinnvoller Koordinierung der 
Interessen der deutschen Filmwirtschaft und der 
Fernsehanstalten. 

(4) Die Anstalt stellt im Rahmen der Richtlinien 
über die Gewährung der Förderungshilfen sicher, 
daß bei der Finanzierung, der Herstellung, dem 
Verleih, dem Einsatz und dem Vertrieb der geför- 
derten Filme die Grundsätze sparsamer Wirtschafts- 
führung beachtet werden. 
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(5) Bei der Durchführung ihrer Aufgaben kann 
sich die Anstalt der Einrichtungen der Filmwirt- 
schaft bedienen. 

§ 3 

Organe der Anstalt 

(1) Organe der Anstalt sind 

1. der Vorstand, 

2. der Aufsichtsrat, 

3. der Verwaltungsrat. 

(2) Aufgaben und Befugnisse der Organe regelt, 
soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, eine 
Satzung. 

§ 4 

Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus zwei Personen. Die 
Mitglieder des Vorstandes werden auf Vorschlag 
des Aufsichtsrates vom Verwaltungsrat für die 
Dauer von fünf Jahren bestellt. Eine wiederholte 
Bestellung ist zulässig. Der Verwaltungsrat kann 
die Bestellung widerrufen, falls ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Anstalt 
in eigener Verantwortung nach Maßgabe der Be- 
schlüsse des Aufsichtsrates und des Verwaltungs- j 
rates. Er stellt den Haushaltsplan auf und legt die 
Jahresrechnung vor. 

(3) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich 
und außergerichtlich. Erklärungen sind für die An- 
stalt verbindlich, wenn sie entweder von beiden 
Mitgliedern des Vorstandes oder von einem Mit- 
glied des Vorstandes gemeinschaftlich mit einem 
bevollmächtigten Vertreter abgegeben werden. 

(4) fst eine Willenserklärung der Anstalt gegen- 
über abzugeben, so genügt die Absage gegenüber 
einem Mitglied des Vorstandes. 

(5) Die Mitglieder des Vorstandes und deren 
Ehefrauen dürfen in der Filmwirtschaft kein Flan- 
delsgewerbe betreiben und keine Geschäfte für 
eigene oder fremde Rechnung tätigen. Sie dürfen 
sich nicht an einer Handelsgesellschaft als Gesell- 
schafter beteiligen, die auf dem Gebiet der Film- 
wirtschaft tätig ist und auch keiner anderen Ein- 
richtung auf dem Gebiet des Filmwesens angehören. 

§ 5 

Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sieben Mitglie- 
dern. 

(2) Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der jewei- 
lige Vorsitzende des Verwaltungsrates. Ein Beauf- 
tragter der Bundesregierung im Verwaltungsrat j 


gehört dem Aufsichtsrat an. Die weiteren Mitglie- 
der des Aufsichtsrates wählt der Verwaltungsrat 
mit Zweidrittelmehrheit aus seiner Mitte für die 
Dauer ihrer Mitgliedschaft im Verwaltungsrat. 

(3) Der Aufsichtsrat überwacht die Tätigkeit des 
Vorstandes. Er wirkt an Entscheidungen des Vor- 
standes mit, soweit das Gesetz es vorsieht. Der 
Aufsichtsrat kann die Einberufung des Verwaltungs- 
rates verlangen. 

(4) Der Aufsichtsrat beschließt über die Dienst- 
verträge mit den Vorstandsmitgliedern. Der Vor- 
sitzende des Aufsichtsrates vertritt die Anstalt 
beim Abschluß der Dienstverträge, bei der Vor- 
nahme sonstiger Rechtsgeschäfte mit den Vorstands- 
mitgliedern und bei Rechtsstreitigkeiten zwischen 
der Anstalt und den Vorstandsmitgliedern. Er setzt 
die Frist für die Vorlage der Jahresrechnung. 

(5) Der Aufsichtsrat ist bei Anwesenheit von 
vier Mitgliedern beschlußfähig. Er beschließt mit 
einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entschei- 
det die Stimme des Vorsitzenden. 

(6) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsord- 
nung, die der Genehmigung des Bundesministers 
für Wirtschaft bedarf. 

§ 6 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus zweiund- 
zwanzig Mitgliedern. Er setzt sich zusammen aus: 

1. fünf Abgeordneten des Deutschen Bun- 
destages, 

2. zwei Vertretern der Bundesregierung, 

3. zwei Vertretern des Hauptverbandes 

Deutscher Filmtheater e. V., 

4. zwei Vertretern des Verbandes Deut- 

scher Spielfilmproduzenten e. V., 

5. zwei Vertretern des Verbandes der Film- 
verleiher e. V., 

6. einem Vertreter des Verbandes Deut- 

scher Dokumentär- und Kurzfilmprodu- 
zenten e. V., 

7. einem Vertreter des Verbandes der Film- 
exporteure e. V., 

8. einem Vertreter des Verbandes Tech- 
nischer Betriebe für Film und Fern- 

sehen e. V., 

9. einem Vertreter der Deutschen Union 

der Filmschaffenden, 

10. je einem Beauftragten der evangelischen 
und katholischen kirchlichen Filmarbeit, 

11. je einem Vertreter der Arbeitsgemein- 
schaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten der Bundesrepublik Deutsch- 
land (ARD) und der Anstalt des öffent- 
lichen Rechts Zweites Deutsches Fern- 
sehen, 
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12. dem Vorsitzenden des Überwachungs- 
ausschusses der Freiwilligen Selbstkon- 
trolle der Filmwirtschaft. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Mitglie- 
der werden vom Deutschen Bundestag, die in Ab- 
satz 1 Nr. 3 bis 9 bezeichneten Mitglieder werden 
auf Vorschlag der dort bezeichneten Verbände vom 
Bundesminister für Wirtschaft berufen. 

(3) Die nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 bis 9 Berufe- 
nen haben dem Bundesminister für Wirtschaft bin- 
nen vierzehn Tagen nach Zugang der Mitteilung 
über ihre Berufung zu erklären, ob sie die Beru- 
fung annehmen wollen. 

(4) Die Berufung erfolgt für die Dauer von zwei 
Jahren; eine Wiederberufung ist zulässig. Scheidet 
ein Mitglied vorzeitig aus, so ist für den Rest sei- 
ner Berufungszeit ein Nachfolger zu berufen. Das 
Nähere regelt die Satzung. 

(5) Der Verwaltungsrat wählt alle zwei Jahre 
aus seiner Mitte den Vorsitzenden und den stell- 
vertretenden Vorsitzenden. 

(6) Der Verwaltungsrat wird erstmalig vom Bun- 
desminister für Wirtschaft alsbald nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes einberufen. 

(7) Der Verwaltungsrat beschließt über alle 
grundsätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich 
der Anstalt gehören. Er stellt Richtlinien für die 
Durchführung dieses Gesetzes auf. Die Genehmi- 
gung dieser Richtlinien bedarf einer Zweidrittel- 
mehrheit. 

(8) Der Verwaltungsrat stellt den vom Vorstand 
aufgestellten Haushaltsplan fest. Der Haushaltsplan 
muß vom Bundesminister für Wirtschaft genehmigt 
werden. 

(9) Der Verwaltungsrat beschließt ferner in den 
ersten fünf Monaten jedes Haushaltsjahres über die 
Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates. 

(10) § 5 Abs. 5 ist, soweit in diesem Gesetz 
nichts anderes vorgesehen ist, entsprechend anzu- 
wenden mit der Maßgabe, daß der Verwaltungsrat 
bei Anwesenheit von zwölf Mitgliedern beschluß- 
fähig ist. 

(11) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung, die vom Bundesminister für Wirtschaft 
genehmigt werden muß. 

(12) Zur Klärung von Einzelfragen kann der Ver- 
waltungsrat aus seiner Mitte Kommissionen ernen- 
nen. 

§ 7 

Förderungshilfen 

(1) Die Anstalt gewährt im Rahmen der ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel auf Antrag Förde- 
rungshilfen nach Maßgabe der §§ 8 bis 13 und 14 
sowie den hierzu vom Verwaltungsrat zu erlassen- 


den Richtlinien an die deutschen Filmproduzenten 
und deutschen Filmtheaterbesitzer sowie die in § 15 
bezeichneten Einrichtungen. 

(2) Ein Film gilt im Sinne dieses Gesetzes als 
programmfüllender deutscher Film, wenn er fol- 
gende Voraussetzungen erfüllt: 

1. Er muß bei einer Breite von 35 Millimeter 
eine Mindestlänge von 1600 Meter oder 
bei anderen Breiten die gleiche Vorführ- 
dauer haben. 

2. Er muß von einem innerhalb der EWG 
ansässigen deutschen Staatsangehörigen 
oder von einem Unternehmen hergestellt 
sein, das nach deutschem Gesellschafts- 
recht gegründet wurde und seinen sat- 
zungsmäßigen Sitz, seine Hauptverwal- 
tung oder seine Hauptniederlassung inner- 
halb der EWG hat. Hat das Unternehmen 
nur seinen satzungsmäßigen Sitz inner- 
halb der EWG, so muß seine Tätigkeit in 
tatsächlicher und dauerhafter Verbindung 
mit der Wirtschaft eines EWG-Landes ste- 
hen; diese Verbindung darf aber nicht von 
der Staatsangehörigkeit, insbesondere der- 
jenigen der Gesellschafter, der Mitglieder 
der Leitungs- oder Überwachungsorgane 
oder der Inhaber des Gesellschaftskapitals 
abhängig gemacht werden. 

3. Die Atelieraufnahmen müssen in deut- 
schen Ateliers durchgeführt werden. Sind 
jedoch vom Thema her Außenaufnahmen 
in einem Land außerhalb der EWG erfor- 
derlich, so dürfen höchstens 30 vom Hun- 
dert der Atelieraufnahmen im Gebiet die- 
ses dritten Landes gedreht werden. Von 
der Verpflichtung sind Filme ausgenom- 
men, die aus künstlerischen Gründen oder 
aus Drehbucherfordernissen an den Origi- 
nalschauplätzen gedreht werden oder 
durch besondere künstlerische Erforder- 
nisse bedingt sind oder auf Grund inter- 
nationaler Verpflichtungen wie deutsche 
Filme zu behandeln sind. 

4. Abgesehen von Dialogstellen, für die nach 
dem Drehbuch etwa eine andere Sprache 
vorgeschrieben ist, muß die Originalfas- 
sung des Films in deutscher Sprache her- 
gestellt sein; bei mehreren Fassungen 
muß eine in deutscher Sprache hergestellt 
sein. 

5. Drehbuchautor, Bearbeiter, Verfasser der 
Dialoge und, wenn die Musik eigens für 
den Film geschrieben ist, der Komponist, 
müssen deutsche Staatsangehörige sein 
oder aus dem deutschen Kulturbereich 
stammen. 

6. Der Regisseur muß deutscher Staatsange- 
höriger sein oder aus dem deutschen Kul- 
turbereich stammen. 

7. Die mitwirkenden Kräfte, d. h. die Haupt- 
darsteller, der Produktionsleiter, der 

Kameramann, der Toningenieur, der 
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Schnittmeister, der Chefdekorateur und 
der Kostümmeister, müssen überwiegend 
deutsche Staatsangehörige sein oder aus 
dem deutschen Kulturbereich stammen. 

Die Mitwirkung von Staatsangehörigen anderer 
EWG-Länder oder von Personen, die aus dem Kul- 
turbereich eines EWG-Landes stammen, an den 
Tätigkeiten im Sinne der Nummern 5, 6 und 7 steht 
der Anerkennung des Films als deutscher Film nicht 
entgegen, wenn ihm das Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft diese Eigenschaft zuerkannt hat. 
Auch die Mitwirkung von Staatsangehörigen von 
Staaten außerhalb der EWG, die nicht aus dem 
Kulturbereich eines EWG-Landes stammen, an den 
Tätigkeiten im Sinne der Nummern 5 und 7 steht 
— sofern ihre Zahl 1 2 * /s der dort genannten Mit- 
wirkenden nicht übersteigt — der Anerkennung des 
Films als deutscher Film nicht entgegen, wenn ihm 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft diese 
Eigenschaft zuerkannt hat. Das gleiche gilt, wenn 
die unter Nummer 6 genannte Tätigkeit von einem 
Staatsangehörigen eines Staates außerhalb der EWG 
ausgeübt wird, der nicht aus dem Kulturbereich 
eines EWG-Landes stammt, sofern alle anderen 
unter Nummer 5 genannten Tätigkeiten sowie 4 /s 
oder mehr der Tätigkeiten im Sinne der Nummer 7 
von Staatsangehörigen der EWG-Länder ausgeübt 
werden. Bei Ausnahmegenehmigungen durch das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ist darauf zu 
achten, daß in erster Linie die Staatsangehörigen 
derjenigen Staaten begünstigt werden, die deut- 
schen Staatsangehörigen in den Filmen ihrer Natio- 
nalität Gegenseitigkeit gewähren. 

(3) In den Richtlinien nach Absatz 1 ist fest- 
zulegen: 

1. Bei deutsch-ausländischen Gemeinschafts- 
produktionen werden Förderungshilfen an 
den Hersteller nur dann gezahlt, wenn 
die künstlerische, technische und finan- 
zielle Beteiligung des deutschen Herstel- 
lers nicht weniger als 30 vom Hundert 
der Herstellungskosten des Films betra- 
gen, es sei denn, daß in internationalen 
Abkommen eine abweichende Regelung 
getroffen ist. Eine Förderung von deutsch- 
ausländischen Gemeinschaftsproduktionen 
mit ausschließlich finanzieller Beteiligung 
erfolgt nicht. Einen Anspruch auf Förde- 
rungshilfen erwirbt der Hersteller von 
deutsch-ausländischen Gemeinschaftspro- 
duktionen nur dann, wenn er bereits zwei 
deutsche Spielfilme (nationaler Film ge- 
mäß Absatz 2) ohne Gemeinschaftsproduk- 
tion hergestellt hat. Der deutsche Herstel- 
ler hat nur für jeweils zwei minoritäre 
deutsch-ausländische Gemeinschaftspro- 
duktionsfilme einen Anspruch auf Förde- 
rungsmittel. Ein Anspruch auf jeweils 
zwei weitere minoritäre deutsch-auslän- 

dische Gemeinschaftsproduktionsfilme ent- 

steht dem Hersteller durch die Produktion 

eines nationalen Films oder einer deutsch- 
ausländischen Gemeinschaftsproduktion 


mit majoritärer oder gleichhoher deut- 
scher Beteiligung. 

2. Als Filmproduzent im Sinne dieses Geset- 
zes gilt diejenige natürliche oder juristi- 
sche Person, welche ausschließlich oder 
fast ausschließlich die Herstellung von 
Filmen betreibt und die Verantwortung 
für die Durchführung des jeweiligen Film- 
projektes trägt. 

(4) Förderungshilfen dürfen nur für Filme 
gewährt werden, die nicht früher als ein Jahr vor 
Inkrafttreten des Gesetzes im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes erstaufgeführt worden sind. Förde- 
rungshilfen erhalten Filme nur innerhalb von zwei 
Jahren seit ihrer Erstaufführung. Für Kinder- und 
Jugendfilme gelten fünf Jahre. 

(5) Zu fördern sind nur solche Filme, die nicht 
gegen die Verfassung und die Gesetze verstoßen 
oder das sittliche und religiöse Gefühl verletzen. 

(6) Die Gewährung des Grundbetrages erfolgt 
durch den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts- 
rates. Auf Antrag von zwei Mitgliedern des Auf- 
sichtsrates entscheidet der Verwaltungsrat mit ein- 
facher Mehrheit über die Gewährung des Grund- 
betrages ; bei Einspruch auf Grund des Absatzes 5 
entscheidet der Verwaltungsrat mit absoluter Mehr- 
heit. über die Gewährung der Zusatzbeträge wird 
nach Maßgabe von § 9 Abs. 4 entschieden. 

(7) Die Gewährung der Förderungshilfen ist an 
Auflagen zu knüpfen, die sicherstellen, daß 

1. der Verwendungszweck erreicht wird; 

2. die mit Mitteln des Grundbetrages (§ 8) 
oder des Zusatzbetrages (§ 9) hergestell- 
ten Filme zu den bei Inkrafttreten des 
Gesetzes für deutsche Filme üblichen 
Filmmieten vermietet werden; 

3. die Vermietung eines mit den Mitteln des 
Grundbetrages und des Zusatzbetrages 
hergestellten Films an ein Filmtheater 
nicht von der Mietung eines oder mehre- 
rer ausländischer Filme oder Reprisen ab- 
hängig gemacht wird. 

§ 8 

Grundbetrag 

(1) Die Anstalt gewährt dem Hersteller eines 
programmfüllenden deutschen Films (70-Millimeter- 
Filme über 2000 Meter, 35-Millimeter-Filme über 
1600 Meter oder 16-Millimeter-Filme von 660 Meter 
Länge und mehr) eine Förderungshilfe als Grund- 
betrag von 150 000 Deutsche Mark. Sollten jährlich 
mehr als 70 programmfüllende deutsche Filme mit 
einem Grundbetrag zu fördern sein, vermindert sich 
dieser Grundbetrag entsprechend. 

(2) Der Grundbetrag wird zuerkannt, sobald der 
Hersteller nachweist, daß die Bruttoverleiheinnah- 
men des Filmes im Inland 500 000 Deutsche Mark 
oder bei prädikatisierten Filmen 300 000 Deutsche 
Mark erreicht haben. 
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§ 9 

Zusatzbetrag 

(1) Die Anstalt gewährt ferner den in § 8 Abs. 1 
bezeichneten Herstellern eine zusätzliche Förde- 
rungshilfe (Zusatzbetrag) für den prädikatisierten 
und den „guten Unterhaltungsfilm". Die Merkmale 
und die Voraussetzungen für die Verleihung der 
Bezeichnung „guter Unterhaltungsfilm" werden 
durch Richtlinien festgelegt. 

(2) Der Verwaltungsrat stellt spätestens drei Mo- 
nate nach Schluß des Kalenderjahres die für die 
Zahlung von Zusatzbeträgen zur Verfügung ste- 
hende Summe fest. Die Summe ist den in § 8 Abs. 1 
bezeichneten Herstellern nach Maßgabe des Anteils, 
den der einzelne Film an den Einspielergebnissen 
aller prädikatisierten deutschen Spielfilme und aller 
deutschen guten Unterhaltungsfilme im Erhebungs- 
gebiet und Erhebungszeitraum erzielt hat, zuzutei- 
len; dabei ist sicherzustellen, daß der prädikatisierte 
Film einen Zusatzbetrag von mindestens 100 000 
Deutsche Mark erhält. 

(3) Der Zusatzbetrag eines Filmes darf höchstens 
doppelt so hoch sein wie die im Durchschnitt in die- 
sem Kalenderjahr an alle Filme gewährten Zusatz- 
beträge. 

(4) Eine durch den Verwaltungsrat gemäß § 6 
Abs. 12 auf jeweils ein Jahr zu wählende Kleine 
Kommission, bestehend aus 

1. drei Abgeordneten des Deutschen Bundes- 
tages, 

2. einem Vertreter der Bundesregierung, 

3. einem Beauftragten der beiden Kirchen, 

4. einem Vertreter des Hauptverbandes Deut- 
scher Filmtheater e. V., 

5. zwei Vertretern des Verbandes Deutscher 
Spielfilmproduzenten e. V., 

6. einem Vertreter des Verbandes der Film- 
verleiher e. V., 

entscheidet über die Erteilung der Bezeichnung 
„guter Unterhaltungsfilm" mit Zweidrittelmehrheit. 
Gegen die Entscheidung der Kleinen Kommission 
kann die Minorität wie der antragstellende Film- 
produzent innerhalb von vier Wochen eine Ent- 
scheidung des Verwaltungsrates beantragen. Der 
Verwaltungsrat entscheidet dann über die Zuerken- 
nung der Bezeichnung „guter Unterhaltungsfilm" in 
letzter Instanz mit einfacher Mehrheit. 

§ 10 

Auszahlung der Förderungshilfen 

(1) Grund- und Zusatzbetrag sind von dem Her- 
steller innerhalb von zwei Jahren nach Zuerkennung 
des Zusatzbetrages in vollem Umfang für die Finan- 
zierung neuer programmfüllender deutscher Filme 
zu verwenden. Auf Antrag kann die Anstalt in Aus- 
nahmefällen gestatten, daß die Beträge zur Beglei- 
chung der Herstellungskosten eines begünstigten 


Filmes verwendet werden, falls und soweit die Ein- 
spielergebnisse dieses Filmes auch unter Berück- 
sichtigung der wirtschaftlichen Lage des Herstellers 
nicht genügen, um die Herstellungskosten dieses 
Filmes zu decken. 

(2) Die Anstalt zahlt Förderungshilfen an den 
Hersteller des begünstigten Filmes, sobald dieser 
nachweist, daß die ihm zuerkannten Förderungshil- 
fen eine den Bestimmungen dieses Gesetzes entspre- 
chende Verwendung finden. 

(3) Die Anstalt kann die Zahlung der Beträge 
versagen, 

1. wenn die ordnungsmäßige Finanzierung 
der Herstellung neuer Filme nicht gewähr- 
leistet ist, 

2. wenn bei der Finanzierung, der Herstel- 
lung, bei dem Verleih und dem Vertrieb 
eines geförderten Films des Antragstellers 
die Grundsätze sparsamer Wirtschaftsfüh- 
rung verletzt worden sind, 

3. wenn im Falle der Spielfilmförderung bei 
der in der Rechtsform einer juristischen 
Person geführten Antragstellerin nach § 7 
das haftende Aktien- oder Stammkapital 
nicht zumindest ein Jahr nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes 100 000 Deutsche Mark 
und zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes 200 000 Deutsche Mark beträgt, 

4. soweit die Förderungshilfen 40 vom Hun- 
dert der Herstellungskosten des neuen 
Spielfilmes übersteigen. 

§ 11 

Rückzahlungspflicht 

(1) Der Hersteller ist zur Rückerstattung der ihm 
ausgezahlten Förderungshilfen verpflichtet, 

1. soweit sie zur Finanzierung eines Filmes 
verwendet worden sind, der den Grund- 
sätzen des § 7 Abs. 5 nicht entspricht, 

2. wenn die Auszahlung auf Grund unrich- 
tiger Angaben über wesentliche Auszah- 
lungsvoraussetzungen erfolgt ist, 

3. wenn die nach § 7 Abs. 7 erteilten Auf- 
lagen sowie Auflagen gemäß § 10 Abs. 3 
nicht eingehalten werden. 

(2) über die Rückerstattung entscheidet der Ver- 
waltungsrat. 

(3) Der Hersteller ist berechtigt, anstelle der 
Rückerstattung die ihm ausgezahlten Förderungs- 
hilfen für einen anderen förderungswürdigen Film 
zu verwenden. 

§ 12 

Erwerb der Fernsehlizenzrechte 

(1) Die Anstalt erwirbt von dem jeweiligen Spiel- 
filmproduzenten die Fernsehlizenzrechte aller mit 
einem Grundbetrag geförderter Spielfilme zu einem 
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Lizenzpreis von je 100 000 Deutsche Mark. Die Inan- 
spruchnahme des Grundbetrages verpflichtet den 
Hersteller zur Übertragung der Fernsehlizenzrechte. 
Der Lizenzpreis unterliegt der Zweckbindung und 
entsprechenden Behandlung gemäß § 10. 

(2) über die Veräußerung der Fernsehlizenzrechte 
eines geförderten Spielfilms an die deutschen Rund- 
funk- und Fernsehanstalten entscheidet der Auf- 
sichtsrat nach Maßgabe der nach § 6 Abs. 7 erlas- 
senen Richtlinien. 

(3) Die durch die Rundfunk- und Fernsehanstalten 
gezahlten Lizenzerlöse sind im jeweiligen Kalender- 
jahr dem Fonds für die Zuerkennung des Grundbe- 
trages und Zusatzbetrages gemäß §§ 8 und 9 zuzu- 
teilen. Erzielt die Anstalt für den jeweiligen Film 
einen Lizenzerlös von mehr als 100 000 Deutsche 
Mark, so hat die Anstalt den darüber hinausgehen- 
den Betrag dem jeweiligen Produzenten zu überwei- 
sen. 

§ 13 

Kinder- und Jugendfilme, Kurzfilme 

(1) Die Anstalt gewährt den Herstellern deutscher 
Kurzfilme sowie programmfüllender deutscher Kin- 
der- und Jugendfilme Förderungshilfen. Ihre Höhe 
wird festgelegt nach den Auszeichnungen, die diesen 
Filmen im Kalenderjahr zuerkannt worden sind. Die 
Bewertung der Auszeichnung ist in den vom Ver- 
waltungsrat zu erlassenden Richtlinien festzulegen. 
Im übrigen finden §§10 und 11 entsprechende An- 
wendung. 

(2) Jeder mit Förderungsmitteln (§§ 8 und 9) die- 
ses Gesetzes hergestellte programmfüllende Film 
mit einer Länge unter 3000 Metern ist für die Dauer 
seiner Auswertung im Erstmonopol mit einem noch 
auszuwertenden neuen deutschen Kurzfilm, der eine 
öffentlich anerkannte Auszeichnung trägt, zu ge- 
meinsamer Aufführung zu verbinden. 

§ 14 

Technische Erneuerung der Filmtheater 

(1) Die Anstalt stellt auf Antrag Mittel zur tech- 
nischen Erneuerung bestehender Filmtheater an 
Filmtheaterbesitzer zur Verfügung. § 10 Abs. 2 und 3 
und § 11 finden analoge Anwendung. 

(2) Es werden zu diesem Zweck gutgeschrieben 
Filmtheatern, die im Rechnungsjahr abführen 

bis zu 75 000 Filmabgabe-Einheiten: 

0,04 Deutsche Mark für jede Einheit; 
mehr als 75 000 bis zu 125 000 Filmabgabe-Einheiten: 

0,03 Deutsche Mark für jede Einheit; 
mehr als 125 000 Filmabgabe-Einheiten: 

0,02 Deutsche Mark für jede Einheit. 

(3) Sollten die auf Grund des Absatzes 2 begrün- 
deten Rechtsansprüche rechnerisch über die dafür 
vorgesehene jährliche Dotation gemäß § 18 Abs. 2 


Satz 2 hinausgehen, so vermindern sich die An- 
sprüche entsprechend. 

(4) Der Abruf der Mittel durch die Theater ist 
nicht auf das Rechnungsjahr beschränkt. 

§ 15 

Werbung für den deutschen Film 

Die Anstalt stellt Einrichtungen der Filmwirtschaft 
Mittel zur Werbung für den deutschen Film im In- 
und Ausland zur Verfügung. 

§ 16 

Filmabgabe 

(1) Um die erforderlichen Mittel für die Durch- 
führung ihrer Aufgaben zu beschaffen, erhebt die 
Anstalt eine Abgabe (Filmabgabe) in Höhe von 
0,10 Deutsche Mark, die der Filmtheaterbesucher 
bei Lösung der Eintrittskarte zu entrichten hat. An- 
stelle der Filmabgabe von 0,10 Deutsche Mark je 
verkaufte Eintrittskarte tritt bei Pauschalpreisen ein 
im Verhältnis vom durchschnittlichen Eintrittspreis 
zu 0,10 Deutsche Mark errechnete Pauschalabgabe. 
Die Besucherabgabe ist bei allen gewerblichen Film- 
vorführungen innerhalb des Geltungsbereiches die- 
ses Gesetzes zu leisten. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft erläßt 
durch Rechtsverordnung die erforderlichen Bestim- 
mungen über Erhebung und Beitreibung der Film- 
abgabe. 

(3) Die Filmabgabe wird bis zum 31. Dezember 
1971 erhoben. 

(4) Die Filmabgabe unterliegt nicht der Vergnü- 
gungssteuer. 

§ 17 

Auskunftspflicht 

(1) Die Anstalt kann die Erteilung von Auskünf- 
ten und die Vorlage von Unterlagen verlangen, die 
erforderlich sind, um 

1. die vollständige Erhebung und Abführung 
der Filmabgabe zu überprüfen, 

2. die Voraussetzungen für die Gewährung 
und Rückerstattung von Förderungshilfen 
festzustellen, 

3. die vorgeschriebene Verwendung von För- 
derungshilfen zu überwachen. 

Auskunftspflichtig nach Satz 1 Nr. 1 ist, wer ein 
Filmtheater oder Verleihunternehmen betreibt, das 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes liegt. Aus- 
kunftspflichtig nach Satz 1 Nr. 2 oder 3 ist, wer 
einen Antrag auf Gewährung einer Förderungshilfe 
nach §§ 7 bis 9 und 12 bis 14 stellt oder eine Aus- 
zahlung der Förderungshilfe gemäß § 10 beantragt. 
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(2) Die von der Anstalt beauftragten Personen 
können zu den in Absatz 1 genannten Zwecken 
Grundstücke, Betriebsanlagen und Geschäftsräume 
der Auskunftspflichtigen betreten, dort Besichtigun- 
gen und Prüfungen vornehmen und Unterlagen ein- 
sehen. Das Grundrecht und Unverletztlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso- 
weit eingeschränkt. 

(3) Bei juristischen Personen und Personenhan- 
delsgesellschaften haben die nach Gesetz, Gesell- 
schaftsvertrag oder Satzung zur Vertretung berech- 
tigten Personen die Pflichten nach Absatz 1 zu er- 
füllen und Maßnahmen nach Absatz 2 zu dulden. 

(4) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihm selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen würde. 

(5) Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine 
Auskunft nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 zu erteilen 
oder entsprechende Unterlagen vorzulegen, so kann 
die Anstalt die für die Abgabefestsetzung erforder- 
lichen Feststellungen im Wege der Schätzung tref- 
fen. Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine Aus- 
kunft nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 zu erteilen 
oder entsprechende Unterlagen vorzulegen, so kann 
die Anstalt die Gewährung der in diesem Gesetz 
vorgesehenen Leistungen ablehnen oder schon ge- 
währte Leistungen zurückverlangen. 

§ 18 

Haushalts- und Wirtschaftsführung der Anstalt 

(1) Der Verwaltungsrat stellt jährlich vor Beginn 
des Haushaltsjahres einen Haushaltsplan nach den 
Grundsätzen einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Finanzgebarung fest. Darin sind — nach Zweckbe- 
stimmung und Ansatz getrennt — alle voraussicht- 
lichen Einnahmen und Ausgaben der Anstalt im 
kommenden Haushaltsjahr zu veranschlagen. Der 
Haushaltsplan muß in Einnahmen und Ausgaben 
ausgeglichen sein. Das Vermögen und die Schulden 
sind in einer Anlage des Haushaltsplans nachzuwei- 
sen. Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat den 
Entwurf des Haushaltsplans rechtzeitig vorzulegen. 

(2) In dem Haushaltsplan sind jährlich die Be- 
träge festzulegen, die für die einzelnen in diesem 
Gesetz vorgesehenen Förderungsmaßnahmen Ver- 
wendung finden sollen. Dabei ist davon auszugehen, 
daß nach Abzug 

1. der Verwaltungskosten der Anstalt, 

2. der Mittel zur Werbung für den deutschen 
Film im In- und Ausland, 

3. der Mittel für den Erwerb der Fernseh- 
lizenzrechte sowie 

4. der Förderungsmittel für den Kinder- und 
Jugendfilm und den Kurzfilm in Höhe von 
2 Millionen Deutsche Mark, 


die Mittel zur Förderung der programmfüllenden 
Filme zu den Mitteln für technische Erneuerungen 
der Filmtheater im Verhältnis von 66 2 /3 zu 33V 3 vom 
Hundert stehen sollen. 

(3) Der Haushaltsplan ist sparsam und wirtschaft- 
lich auszuführen. Im Haushaltsplan nicht veran- 
schlagte Ausgaben bedürfen der Zustimmung des 
Verwaltungsrates. Die Zustimmung darf nur dann 
erteilt werden, wenn die Anstalt zu den Ausgaben 
unmittelbar kraft Gesetzes verpflichtet ist oder die 
Verpflichtung zur Erfüllung der gesetzlichen Auf- 
gaben der Anstalt begründet worden ist und für die 
Ausgabe ein unvorhergesehenes und unabweisbares 
Bedürfnis vorliegt. Bei Bedarf kann ein Nachtrags- 
haushalt aufgestellt werden; Absatz 1 findet ent- 
sprechende Anwendung. Ist bis zum Schluß eines 
Haushaltsjahres der Haushaltsplan für das folgende 
Jahr noch nicht festgestellt, so bedürfen Ausgaben 
der Zustimmung des Verwaltungsrates. 

(4) Der Vorstand hat über alle Einnahmen und 
Ausgaben sowie über das Vermögen und die Schul- 
den der Anstalt und deren Veränderungen im ab- 
gelaufenen Haushaltsjahr Rechnung zu legen. Die 
Rechnung ist dem Bundesminister für Wirtschaft 
vorzulegen. 

(5) Die Rechnung wird durch Wirtschaftsprüfer 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften geprüft. Die 
Prüfer werden von dem Bundesminister für Wirt- 
schaft bestellt. Die Prüfung ist nach Richtlinien aus- 
zuführen, die der Bundesminister für Wirtschaft er- 
läßt. Der Prüfungsbericht ist dem Verwaltungsrat 
und dem Bundesminister für Wirtschaft vorzulegen. 

(6) Das Nähere über die Aufstellung und Aus- 
führung des Haushaltsplans, das Kassen- und Rech- 
nungswesen, die Rechnungslegung und die Prüfung 
der Rechnung der Anstalt wird in einer Satzung 
der Anstalt (Finanzordnung) bestimmt. Bis zum In- 
krafttreten der Satzung finden die Vorschriften der 
Abschnitte II und III der Reichshaushaltsordnung 
entsprechende Anwendung. 

(7) Abschnitt I des Gesetzes zur Erhaltung und 
Hebung der Kaufkraft vom 24. März 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 235) und die Verordnung über die 
Rechnungslegung und Rechnungsprüfung während 
des Krieges vom 5. Juli 1940 (Reichsgesetzbl. II 

S. 139) finden auf die Anstalt keine Anwendung. 

§ 19 

Satzungen 

Die Satzungen der Anstalt werden vom Verwal- 
tungsrat beschlossen. Der Beschluß bedarf der Zu- 
stimmung der Mehrheit aller Mitglieder. Die Sat- 
zungen bedürfen der Genehmigung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft. 

§ 20 

Aufsicht 

(1) Die Anstalt untersteht der Aufsicht des Bun- 
desministers für Wirtschaft. Die Aufsicht beschränkt 
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sich auf die Rechtmäßigkeit der Betätigung der An- 
stalt. Die Aufsichtsbehörde ist befugt, Anordnungen 
zu treffen, um den Geschäftsbetrieb der Anstalt mit 
dem geltenden Recht in Einklang zu halten. 

(2) Die Anstalt ist verpflichtet, der Aufsichtsbe- 
hörde jederzeit Auskunft über ihre Tätigkeit zu er- 
teilen. 

(3) Kommt die Anstalt den ihr obliegenden Ver- 
pflichtungen nicht nach, so ist die Aufsichtsbehörde 
befugt, die Aufgaben durch einen besonderen Be- 
auftragten durchführen zu lassen oder sie selbst 
durchzuführen. 


§ 21 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 22 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 15. März 1967 


Dr. Dr. h. c. Toussaint 
Frau Geisendörfer 
Gottesleben 
Dr. Huys 
Dr. Martin 
Frau Dr. Probst 
Dr. Schober 
Dr. Vogel (Speyer) 
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Dr. Meinecke 
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